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Diskriminierung, die nicht mehr mit den Erschwernissen des Ãœbergangs gerechtfertigt werden kann. Das durchschnittliche Bruttogehalt ThÃ¼ringer Arbeitnehmer_innen lag. 2014 noch immer um 15 Prozent unter dem des westdeutschen Bundeslandes mit den niedrigsten Einkommen (Schleswig-Holstein). Bleibende Spuren ... 
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Fazit



V. Fazit Das Schwerpunktthema des diesjährigen THÜRINGEN-MONITORs steht im Zeichen des 25. Jahrestages der deutschen Einheit und der Konstituierung des Freistaats Thüringen. Wir richten den Blick zurück auf die DDR und auf den langen Prozess sozialer Vereinigung, der sich der politischen Einheit anschloss. Wir blicken dabei auf eine Vergangenheit, die nicht vergeht. Gemeint sind damit das Bild der DDR in den Köpfen der Menschen, ihre Wahrnehmung des Verlaufs und Erfolgs des Vereinigungsprozesses, schließlich die Bewertung ihres Status als Ostdeutsche im vereinten Deutschland. Diese Rückschau ist nicht nur wichtig als historische Reminiszenz und Studie zum Geschichtsbewusstsein der Bevölkerung, sondern auch und vor allem weil die Vergangenheit in hohem Maß wirkungsmächtig und damit gegenwärtig ist. Geschichte zählt, weil sie strukturell und mental massive Nachwirkungen in die Gegenwart hat. Ein Blick auf die wirtschaftliche und sozialstrukturelle Entwicklung des Landes seit 1990 zeigt zunächst das positive Bild einer Aufwärtsentwicklung und Angleichung Thüringens an den Standard Westdeutschlands. Dies gilt vor allem für die Beschäftigungsdaten. Seit Mitte des letzten Jahrzehnts hat sich die Erwerbslosenquote in Thüringen auf etwa ein Drittel des Ausgangswerts reduziert und dem Durchschnitt der westdeutschen Länder angenähert. Sie ist niedriger als der Durchschnitt der ostdeutschen Länder. Diese Entwicklung wird auch von den Befragten positiv bewertet und findet in einer zunehmend günstigen Bewertung der wirtschaftlichen Lage des Freistaates und einer immer freundlicheren Einschätzung der Lage des Landes im Vergleich mit den ostdeutschen Bundesländern ihren Niederschlag. Auffällig ist allerdings, dass die eigene finanzielle Lage der Befragten nicht im gleichen Maß günstiger bewertet wird. Dieser Befund geht mit der Beobachtung zusammen, dass bei dem wesentlichen, die eigene finanzielle Lage unmittelbar betreffenden Sachverhalt der Einkommenshöhe eine Angleichung Thüringens an den Standard des Westes nicht vollzogen ist. Dies gilt für die Privatwirtschaft, aber auch für jene Sektoren des Beschäftigungssystems, in denen politisch über Einkommenshöhen entschieden werden kann. Seit Ende der 1990er Jahre ist die regionale Einkommensspreizung bei allgemein steigender Einkommenshöhe unverändert und wirkt als fortdauernde Diskriminierung, die nicht mehr mit den Erschwernissen des Übergangs gerechtfertigt werden kann. Das durchschnittliche Bruttogehalt Thüringer Arbeitnehmer_innen lag 2014 noch immer um 15 Prozent unter dem des westdeutschen Bundeslandes mit den niedrigsten Einkommen (Schleswig-Holstein). Bleibende Spuren hat in vielen Erwerbsbiographien auch die lange Phase ostdeutscher Massenarbeitslosigkeit hinterlassen. Dies war ein ostdeutsches Sonderschicksal, das bei den Betroffenen negative Folgen für das Lebenseinkommen und die Ansprüche an die Altersversorgung hatte, die es in diesem Umfang im Westen nicht gab. Trotzdem – dies ist ein über die Erhebungsjahre wiederkehrender Befund – überwiegt deutlich, zuletzt bei vier von fünf Befragten, die Einschätzung, dass für „sie persönlich“ alles in allem die Vorteile die Nachteile der Vereinigung überwiegen. Bei einer Bewertung der kollektiven Einheitsbilanz für Ostdeutschland ist die Zustimmung zu einer günstigen Einschätzung von zwei Dritteln der Befragten zwar etwas verhaltener, aber immer
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noch weit überwiegend positiv. Die von den Befragten persönlich und für das Kollektiv der Ostdeutschen positiv bewertete Einheit hat aber – und dies ist ein Grundmotiv im Antwortverhalten – nach ihrer überwiegenden Ansicht nicht zu gerechten Verhältnissen geführt. Eine deutliche Mehrheit stimmt dieser Aussage zu, wobei sich diese Mehrheit in den Jahrgängen, in denen sich der Berufseinstieg in den Jahren vor der Jahrhundertwende vollzog, auf zwei Drittel erhöht. Ein Drittel der Befragten gibt an, persönlich wegen ihrer ostdeutschen Herkunft benachteiligt worden zu sein; bei den 25- bis 34-Jährigen ist es nahezu die Hälfte. Zwei von fünf Befragten verneinen, dass Ostdeutsche und Westdeutsche heute die gleichen Lebenschancen haben. Aus alledem folgt, dass für eine Mehrheit der Thüringer_innen das Projekt der deutschen Einheit auch nach 25 Jahren nicht abgeschlossen ist. Die positive Bewertung der deutschen Einheit für sich selbst und für die Ostdeutschen geht mit einem Gefühl relativer Benachteiligung einher, das besonders bei jüngeren und auf dem Arbeitsmarkt aktiven Personen verbreitet ist. Wir schließen daraus, dass es vor allem Erfahrungen auf Arbeitsmärkten oder deren Antizipation sowie die hartnäckig fortbestehenden Einkommensdifferenzen sind, die Gefühle der Benachteiligung bewirken. Sie sind gefährlich, weil sie zu den wirkungsmächtigen Erklärungsfaktoren für Rechtsextremismus und für die Ablehnung von Asylsuchenden gehören. Die Erinnerung an die DDR und die Bewertung ihrer politischen Ordnung und gesellschaftlichen Lebensverhältnisse war bereits 2005 schon einmal Gegenstand eines THÜRINGEN-MONITORs gewesen. Damals erschien den Autoren „das Bild der DDR im Rückblick bemerkenswert aufgehellt.“ (TM 2005: 37) Diese Diagnose fiel in eine Zeit, in der die Erwerbslosenquoten in Thüringen und Ostdeutschland gerade ihre Höchststände hinter sich gelassen hatten und die Problemlagen des deutschen Vereinigungsprozesses ein Hauptthema öffentlicher Debatten bildeten. Heute, zehn Jahre später, hat sich diese Situation grundlegend gewandelt und Thüringen überproportionalen Anteil an der insgesamt positiven Entwicklung der Beschäftigung in Deutschland. Nicht grundlegend gewandelt hat sich aber in den zehn Jahren, die seither vergangen sind, das „aufgehellte“ Bild der DDR. Nahezu zwei Drittel der Befragten gibt heute an, eine „positive Einstellung“ zur DDR zu besitzen, bei der Nicht-Erlebnisgeneration der ab 1976 Geborenen sind es immer noch 54 Prozent (die übrigen verteilen sich auf die Antwortkategorien „neutral“ und „negativ“). Damit ist die allgemeine Einstellung zur DDR heute signifikant positiver als sie es 2005 war, als 52 Prozent der Befragten ein solches Urteil abgaben. Im Jahr 2015 urteilen noch 50 Prozent der Befragten, dass die „DDR mehr gute als schlechte Seiten hatte“, 2005 waren es 58 Prozent gewesen. Unter den 2015 Befragten der „Erlebnisgeneration“ waren 61 Prozent mit dem „Sozialismus, so wie er in der DDR bestanden hat“ zufrieden; nahezu prozentgleich war der 2005 ermittelte Wert. Das mehrheitlich positive Urteil über die DDR kontrastiert und koexistiert allerdings mit einer weit überwiegend – wenn auch nicht vollständig – negativen Einschätzung der politischen Ordnung der DDR. Etwa 60 Prozent der Befragten gibt an, dass die DDR ein „Unrechtsstaat“ gewesen sei. Es ist ein wesentlicher Befund des THÜRINGEN-MONITORs, dass das allgemeine Urteil über die DDR nicht bzw. nicht entscheidend durch ein markant negatives Urteil der Befragten über deren politische Ordnung („Unrechtsstaat“) beeinflusst wird. Auch Perso-
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nen, die der Charakterisierung als Unrechtsstaat zustimmen, geben überwiegend ein positives Gesamturteil über die DDR ab. Fächert man die Beurteilung der DDR in verschiedene Lebensbereiche auf, dann sind es jene, die sich auf die DDR als egalitärer Wohlfahrtsstaat und als soziale Gemeinschaft beziehen, die überwiegend positiv bewertet werden. Dort, wo es um individuelle Freiheitsrechte, die Beeinträchtigung durch Umweltbelastungen und das Funktionieren der Wirtschaft geht, überwiegen negative Urteile, wobei allerdings zum Teil große Minderheiten auch hier positive Bewertungen abgeben. Im Vergleich zwischen der DDR und dem Kontext der heutigen Bundesrepublik schneidet dann doch das Deutschland der Gegenwart bei der überwiegenden Zahl der Lebensbereiche besser ab, besonders deutlich bei den jüngeren Befragten. Siegerin im Systemvergleich bleibt die DDR in beiden Generationslagen aber beim „gesellschaftlichen Zusammenhalt“ mit deutlich besseren Bewertungen als die Lebensituation in der Bundesrepublik. Offenkundig wird die positive Wahrnehmung der DDR entscheidend vom Bild der alltäglichen Lebenswirklichkeit einer egalitären und homogenen Gesellschaft bestimmt. Selbst die „soziale Sicherheit“ in der DDR tritt dagegen zurück: Eine Mehrheit von 55 Prozent der Befragten der Nicht-Erlebnisgeneration schätzt die soziale Sicherheit im Kontext des vereinten Deutschland sogar höher als in der DDR ein. Das überwiegende und im hohem Maß positiv assoziierte Gefühl gesellschaftlichem Zusammenhalts in der DDR wird auch in unseren semantischen Untersuchungen zu den wichtigsten Erfahrungen der Befragten und den Maßstäben, mit denen sie diese bewerten, transparent: ZUSAMMENHALT scheint alles andere überschattend in den Wordclouds auf. Vor allem das ist es, was die DDR, aber nicht das vereinte Deutschland auszeichnet. Das Gefühl großen Zusammenhalts wird offenbar bei der überwältigenden Mehrheit nicht durch die Erfahrung persönlicher Willkür und Benachteiligung oder die Teilnahme an den Montagsdemonstrationen und Friedensgebeten getrübt. Fast die Hälfte der Befragten der Erlebnisgeneration (46 Prozent) war hier unmittelbar betroffen und / oder beteiligt. Es steht zu vermuten, dass dieser „Zusammenhalt“, der ja unter dem Druck der Observation und Repression des Sicherheitsapparats der DDR stand, eine wichtige Voraussetzung für den Erfolg der friedlichen Revolution und die erstaunliche Koordinationsfähigkeit der kaum organisierten und weitgehend führerlosen Freiheitsbewegung der Jahre 1989/90 war. Es ist nach unseren Befunden vor allem der „Zusammenhalt“, den die Befragten auf die Habenseite der DDR legen, wenn sie ihr mehr gute als schlechte Seiten zumessen oder ihren Sozialismus positiv bewerten. Auf der anderen Seite, und dies sehen die meisten Befragten ebenso, wenn sie zum Systemvergleich aufgefordert werden, wird ein enger sozialer Zusammenhalt in einer kulturell pluralen und in großer Tiefe geschichteten, damit also inhomogenen und inegalitären Gesellschaft aufgebrochen. Sehr hohe Binnenkohärenz (=Zusammenhalt) ist auch keine gute Voraussetzung für eine „Willkommenskultur“, denn das Fremde – vor allem dann, wenn es „fremdartig“ ist – stört das Identitätsempfinden und unterliegt nicht den Solidaritätsnormen, die dem Zusammenhalt zugrunde liegen. Die Tatsache, dass Eigenschaften der DDR, die ihrer „Lebenswelt“, aber nicht ihrem „System“ zuzurechnen sind, eine so große Rolle bei ihrer Bewertung spielen, ist nicht zuletzt dem Umstand geschuldet, dass sich das kollektive Gedächtnis wesentlich auf die
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Überlieferung in Familien- und Freundeskreisen stützt – Schule und Medien spielen dagegen auch bei der Nicht-Erlebnisgeneration hier eine nachgeordnete Rolle. Die vor allem lebensweltlich, über Familien- und Freundeskreise, vermittelte Erinnerung an die DDR blendet solche Sachverhalte aus, die außerhalb der Wahrnehmung und Erfahrung des jeweiligen Verkehrskreises liegen, aber dennoch für ein Verständnis der DDR als „System“ von Belang sind. In dieser Hinsicht sind die DDR-Bürger_innen und ihre Nachkommen in keiner grundsätzlich anderen Situation als Westdeutsche. An diesem Punkt haben Bildungseinrichtungen eine große Bedeutung als Wissens- und Wertevermittler. Dies wird auch von den Befragten so gesehen, von denen 73 Prozent eine stärkere Thematisierung der DDR in der Schule wünschen. Im Vordergrund einer Aufarbeitung sollte nach Auffassung einer großen Mehrheit das Gedenken an die Opfer oder die Vermittlung demokratischer Werte stehen. Eine die Lebenswelt und das System der DDR umfassende Sicht ist deshalb so wichtig, weil – wie die Befunde des THÜRINGEN-MONITORs erweisen – positive oder auch nur apologetische Bewertungen diktatorischer Regime Zustimmung zur Diktatur als Herrschaftssystem und antidemokratische Haltungen begünstigen. Dies ist zwar nur ein korrelativer Zusammenhang, und ein positives Urteil über die DDR-Gesellschaft macht einen noch nicht zum Antidemokraten, doch gibt es eine beachtliche Minderheit von Befragten, die bei etwa 20 Prozent der Gesamtstichprobe liegen dürfte, die Sympathie für die egalitäre und homogene DDR-Gesellschaft mit Zustimmung zu ihrer autoritär-diktatorischen Ordnung verbinden, also den ganzen Inhalt des Pakets aus der Vergangenheit wollen. Dieses Einstellungssyndrom ist wiederum eng mit neo-nationalsozialistischen und ethnozentrischen Orientierungen, also dem Einstellungssyndrom des Rechtsextremismus verknüpft. Solche Verknüpfungen auf der Einstellungsebene sind für ein Verständnis des Rechtsextremismus von besonderem Belang, weil kurzfristig heftige Ausschläge der Anteile Rechtsextremer, wie wir sie 2011 und nun wieder 2015 beobachtet haben, sich nicht durch sozialstrukturelle Veränderungen in der Rekrutierungsbasis von Rechtsextremen erklären lassen. Der Anteil rechtsextrem eingestellter Personen ist gemäß der traditionellen Berechnungsweise des THÜRINGEN-MONITORs von 10 Prozent im Jahr 2014 auf 15 Prozent im Jahr 2015, nach dem im Jahr 2013 modifizierten Verfahren von 17 Prozent auf 24 Prozent gestiegen. Einen erheblichen Anstieg beobachten wir auch bei der Zustimmung zum Ethnozentrismus und, etwas weniger ausgeprägt, bei der neo-nationalsozialistischen Ideologie. Der aktuelle Wert von 24 Prozent Rechtsextremen in Thüringen liegt auf dem gleichen Niveau wie im Jahr 2011, als wir schon einmal einen erratischen Anstieg beobachtet hatten. Wir haben diese Zunahme mit damals aktuellen Diskursen in Zusammenhang gebracht (Sarrazin-Debatte), die nach unserer Einschätzung zu einer Enttabuisierung ethnozentrischer Positionen geführt haben. Diesen Zusammenhang sehen wir auch im Jahr 2015, nur dass in diesem Jahr mit diesem Anstieg eine gegenüber dem Vorjahr deutlich größere Distanz gegenüber der demokratischen politischen Ordnung und eine signifikante Zunahme der Affinität zu einer „nationalen Diktatur“ verbunden ist. Wir betrachten dies als Symptom einer Abwendung von einer politischen Ordnung und einem politischen Personal, der und dem man nicht zutraut, die Probleme der Zeit in einer die unterstellten nationalen Interessen wahrenden Weise zu lösen. Auf der politischen Agenda standen zum Zeitpunkt der Umfrage des diesjährigen THÜRINGEN-MONITORs die Fortsetzung des



122



Fazit



Hilfsprogramms für Griechenland mit seiner damals noch die Auflagen der Euro-Gruppe kategorisch ablehnenden Regierung, die Fluchtbewegung über das westliche Mittelmeer mit ihren humanitären Katastrophen sowie der Zustrom von Zuwander_innen aus dem westlichen Balkan. In allen Fällen war eine über den nationalen Zusammenhang hinausreichende Solidarität und Aufnahmebereitschaft gefragt. Diese Aufforderung zu transnationaler Solidarität trifft in Thüringen (wie anderen Untersuchungen zufolge auch in den übrigen ostdeutschen Bundesländern) auf eine Bevölkerung, die sich selbst in großen Teilen persönlich oder als Kollektiv im nationalen Kontext Deutschlands benachteiligt sieht und damit die Verletzung einer nationalen Solidaritätsnorm beklagt. Wir haben diesen Sachverhalt mit den Begriff „Ostdeprivation“ belegt. Unsere Analysen zeigen einen sehr starken und über die Erhebungsjahre stabilen Zusammenhalt zwischen „Ostdeprivation“ und Rechtsextremismus. Der Anteil als rechtsextrem klassifizierter Personen ist unter Befragten, die sich als Ostdeutsche benachteiligt fühlen, konstant mehr als dreifach höher als bei Personen, die kein solches Deprivationsempfinden haben. In unseren Kausalanalysen scheint die Ostdeprivation als hochsignifikant und als wirkungsmächtiger Erklärungsfaktor für Rechtsextremismus neben einem allgemeinen Empfinden der sozialen Benachteiligung auf. Bei einer großen Minderheit der Befragten, vor allem Menschen in prekären Lebensumständen, zu denen aber ein beachtlicher Anteil von „Verbitterten der Mittelschicht“ (Heinz Bude) stößt, führt dies zu einer Entfremdung von den Institutionen und Praktiken der repräsentativen Demokratie und einer Hinwendung zu autoritären Regierungsformen. Die verbreitete Sympathie für die DDR mit ihrer homogenen, egalitären und autoritären Staats- und Gesellschaftsordnung, zu deren „sozialistischer Ordnung“ immerhin 23 Prozent der Befragten zurückkehren wollen, hat hier eine Grundlage. Das bereits zum Zeitpunkt der Datenerhebung des THÜRINGEN-MONITORs aktuelle Thema der Haltung zu Asylsuchenden wird vor einem in doppelter Weise von ostdeutschen Bedingungen und Gegebenheiten geprägten Hintergrund diskutiert: Zum einen dem verbreiteten Gefühl, als Ostdeutsche benachteiligt zu sein, zum anderen einem Prozess einer demographischen Erosion, die in den vergangenen Jahrzehnten nicht wie in den westlichen Bundesländern durch massive Zuwanderungsgewinne kompensiert oder sogar überkompensiert wurde. Dies und das Erbe der ethnisch homogenen DDR-Gesellschaft haben dazu geführt, dass hier noch immer der Ausländeranteil unter drei Prozent liegt. Das Eingangskapitel legt nachdrücklich die dramatischen Folgen der demographischen Entwicklung offen. Bei einem seit Gründung des Freistaats bestehenden Sterbeüberschuss, der über lange Jahre hinweg durch einen negativen Wanderungssaldo begleitet wurde, hat sich die Bevölkerung Thüringens seit Bestehen des Freistaats um rund 400.000 Personen vermindert. Die Zahl der Absolventen_innen allgemeinbildender Schulen ist seit 2001/02 von etwa 35.000 auf etwa 16.000, also auf rund ein Drittel geschrumpft. Die Nachfrage nach Ausbildungsstellen ging seit dem Jahr 1999/2000 von ca. 37.000 auf ca. 12.000 Personen zurück. Die Entleerung des Landes hat auch deutliche Auswirkungen auf die Nutzung des Wohnraums. Im Hinblick auf die Leerstandsquoten liegt Thüringen hinter Sachsen und Sachsen-Anhalt an dritter Stelle im Bundesvergleich und auf einem etwa doppelt so hohen Niveau wie der Durchschnitt der westdeutschen Bundesländer. Dies wäre ein Kontext für eine nicht nur von Mitgefühl, sondern auch von Interessen geleitete Haltung der Menschen in Thüringen gegenüber Migrant_innen. Im



Fazit



123



THÜRINGEN-MONITOR 2013 haben wir festgestellt, dass durchaus Aufnahmebereitschaft für eine Zuwanderung besteht, die nicht mit den eigenen Arbeitsmarktchancen der jeweils Befragten konkurriert. Im Hinblick auf Asylsuchende muss diese Aufnahmebereitschaft allerdings noch geweckt werden. 70 Prozent der Befragten fordern, dass bei einer Prüfung von Asylanträgen nicht großzügig verfahren wird, und 55 Prozent sind der Auffassung, dass die meisten Asylsuchenden in ihrer Heimat nicht wirklich verfolgt werden. 90 Prozent wollen den Kommunen ein stärkeres Mitspracherecht bei der Unterbringung von Asylsuchenden einräumen, was Möglichkeiten der Abwehr schaffen würde. Auf der anderen Seite hätte eine Mehrheit von 55 Prozent nichts dagegen, wenn in der Nachbarschaft ein Asylbewerberheim entstehen würde, 46 Prozent erwägen, sich selbst für Asylsuchende und Flüchtlinge zu engagieren, weitere 13 Prozent geben an, dies schon einmal getan zu haben. Nur 18 Prozent wollen Asylsuchende getrennt von der Bevölkerung unterbringen. Wie so oft im THÜRINGEN-MONITOR sehen wir hier also ein gespaltenes Meinungsbild, das sich auch bei den einzelnen Befragten als Ambivalenz und innerer Widerspruch ausprägt. Dies ist eine im Hinblick auf die aktuelle politische Problematik einer in diesem Umfang nie dagewesenen Zuwanderung von Bürgerkriegsflüchtlingen und Asylsuchenden aus dem mittleren Osten, Afrika und dem westlichen Balkan eine ebenso riskante wie chancenreiche Situation. Besonders ausgeprägt ist das Ressentiment gegenüber Asylsuchenden bei Befragten, die sich selbst gesellschaftlich benachteiligt fühlen, wobei hier die eigene Erfahrung, als Ostdeutsche_r benachteiligt zu sein, der wirkungsmächtigste Verstärkungsfaktor ist. Wichtig erscheint es uns hier im Sinne einer Konfliktdämpfung, glaubwürdig und seriös mit Ängsten und Ressentiments umzugehen. Zugleich sollte die Politik die Hilfsbereitschaft der Bevölkerung, die ja einen Weg in die Integration öffnet, praktisch werden lassen und durch öffentliche Anerkennung belohnen. Weiterhin, und dies ist ein wichtiger Befund des THÜRINGEN-MONITORs 2015, ist der persönliche oder Familienhintergrund von etwa einem Drittel der Befragten selbst durch Migration, Flucht und Vertreibung gekennzeichnet. Befragte, die mit solchen Erfahrungen unmittelbar oder mittelbar konfrontiert waren, sind signifikant positiver eingestellt als die übrigen Befragten. Hier wirkt eine geschichtliche Erfahrung in die Gegenwart, die als Anknüpfungspunkt für das Wecken von Empathie für Flüchtlinge und Vertreibungsopfer dienen könnte. Eine besondere Problematik der jetzigen Zuwanderungswelle liegt darin, dass das Gros der Migrant_innen kulturell markant anders – überwiegend islamisch – geprägt ist als das Gros der aufnehmenden Gesellschaft. In Ostdeutschland ist dies besonders ausgeprägt. Aber nicht nur hier trifft die Einwanderung von Muslim_innen auf eine aufnehmende Gesellschaft, die in Schattierungen islamkritisch bis islamfeindlich geprägt ist. 62 Prozent der Befragten stimmen der Aussagen zu, dass die Muslim_innen in Deutschland zu viele Forderungen stellen, 47 Prozent meinen, dass Muslim_innen die Werte des Grundgesetztes ablehnen. Doch auch in diesem Fall besteht eine Gemengelage zwischen eindeutig ressentimentgeleiteter Islamfeindschaft und Islamskepsis, die aus einer säkularen und religionskritischen Perspektive dem Islam gegenübersteht. Diese Gemengelage zeigt sich eindrücklich bei dem Viertel der Befragten, die bereit sind, an einer Demonstration gegen „Islamisierung“ teilzunehmen. Etwa die Hälfte von ihnen und damit ein deutlich höherer
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Anteil als der in der Gesamtstichprobe gibt an, auch gegen Ausländerfeindlichkeit demonstrieren zu wollen. Auch hier finden wir also eine in Teilen relativ offene Einstellungskonstellation vor, die sich sowohl der Mobilisierung wie auch der Demobilisierung öffnet. Daher dürfte es wichtig sein, glaubwürdig und seriös in Aussicht zu stellen, dass auch eine verstärkte Einwanderung von Muslim_innen in die hier ja nicht mehr dominant christliche, sondern areligiöse Gesellschaft nicht die Werte und Normen außer Kraft setzt, die die Identität unseres Landes und den gesellschaftlichen Zusammenhalt sicherstellen. Die Vorstellung des letztjährigen THÜRINGEN-MONITORs stand trotz eines positiven Gesamtbildes der politischen Kultur unseres Landes unter der Devise „Entwarnung kann nicht gegeben werden“. Der diesjährige THÜRINGEN-MONITOR zeigt mit einem Anstieg des Rechtsextremismus, sinkender Demokratiezufriedenheit, und wachsender Diktaturaffinität, dass diese Warnung berechtigt war. Unter erheblichem Druck steht nicht nur das Vertrauen in die Regierung, sondern auch die Erwartung an die Kapazität der Demokratie, zur Lösung zentraler gesellschaftlicher Probleme in der Lage zu sein. Den historischen Hintergrund bildet eine in manchen Zügen idealisierte DDR, deren Hauptcharakteristikum der „Zusammenhalt“ gewesen sei. Gegenüber einem Regime, das durch Homogenität, Egalität und Autoritarismus gekennzeichnet war, muss sich noch immer das vor 25 Jahren etablierte plurale, auf Konkurrenz, Toleranz und friedliche Konfliktaustragung gegründete Staats- und Gesellschaftsmodell des vereinten Deutschlands behaupten.
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Abb. 21: Bewertung der EU-Mitgliedschaft Deutschlands nach VerstÃ¤ndnis ... Mai bis 9. Juni 2012. â€¢ Stichprobenziehung: Zufallsauswahl unter ThÃ¼ringern, die ...
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Formatvorlage Unterrichtung - Bundeswehr 

19.01.2016 - oder lÃ¤nger Wehrdienst geleistet haben, auf sogenannten Vorbehaltsstellen im Ã–ffentlichen. Dienst bevorzugt bewerben. Zudem gelten.
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Formatvorlage Unterrichtung - DIP21 - Deutscher Bundestag 

26.01.2016 - wehr wie auf regionaler Ebene durch die Karriere- center. Neues Potential soll ...... eine stabilisierende PrÃ¤senz der Berater und Ausbil- der der ...










 


[image: alt]





Formatvorlage Unterrichtung - Bundeswehr 

19.01.2016 - Ernst-von-Bergmann Kaserne eingerichtet werden. Momentan befindet sich das. Bundesministerium der Verteidigung in der. Abstimmung mit ...
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Formatvorlage Univerlag GÃ¶ttingen - CiteSeerX 

ing (RE) â€” the elicitation, definition, and management of requirements â€” is ... of software and consulting activities aiming at integrating software into the busi-.
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Medieninformation - Thüringer Verfassungsgerichtshof - Freistaat ... 

21.05.2014 - verstößt gegen die Thüringer Verfassung und muss bis zum 31. März. 2015 neu gefasst werden ... Nach ihnen bestimmt nicht der Thüringer Landtag, sondern die Kultus- verwaltung die ... Die Mitglieder. Prof. Dr. Baldus, Dr.
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Medieninformation - Thüringer Verfassungsgerichtshof - Freistaat ... 

21.05.2014 - 4/2014. Regelung der staatlichen Finanzhilfe für Schulen in freier Trägerschaft verstößt gegen die Thüringer Verfassung und muss bis zum 31.
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brgertum in thringen lebenswelt und lebenswege im 

PDF, include : Black Death In A New Age A Novel, Black Zion African American Religious. Encounters With Judaism, Bmw E46 M3 Service Engine Soon Light, Bodies Of Belief Baptist. Community In Early America, Bonjour St Martin Guide Touristique Et Pratiq
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politische ideengeschichte 19 jahrhundert freistaat 

Save As PDF Ebook politische ideengeschichte 19 jahrhundert freistaat nationalstaat konstitutionelle monarchie bourgeoisie diktatur des today. And You can ...
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politische ideengeschichte 19 jahrhundert freistaat 

PDF Ebook politische ideengeschichte 19 jahrhundert freistaat nationalstaat konstitutionelle monarchie bourgeoisie diktatur des. Free Download, Save or Read ...
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im Freistaat Bayern (Breitbandrichtlinie - BbR) 

27.10.2017 - im Freistaat Bayern (Breitbandrichtlinie - BbR). X Oer Markt Oberstdorf bestÃ¤tigt, dass keine Anderungen am mit der Bundesnetzagentur.
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Heso 2016_p_Layout 1 - Der Freistaat 

07.10.2016 - Die einzigartige â€žFernweh Editionâ€œbeim neuen Bianco Activ. 465 SGE, Bianco Selection 515 ... Sie einen Blick in das Fahrschulreisemobil, den roten Flair von. Niesmann+Bischoff. ..... und Schuhe! AuÃŸenisoliermatte Wigo- ...
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4. Thüringer Sportbericht - Freistaat Thüringen 

das Thüringer Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplanentwicklung und Medien ...... Die Landessportkonferenz im Jahr 2012 stand im Zeichen der Beratung der ...... tätig und unterstützen die Personalentwicklung ihrer Sportvereine damit aktiv.
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Formatvorlage Univerlag GÃ¶ttingen - Semantic Scholar 

WWU MÃ¼nster. 2FakultÃ¤t Wirtschafts- und Sozialwissenschaften, UniversitÃ¤t Hamburg. 3Institut fÃ¼r ..... In search of new paradigm and fresh ... Rockart JF (1982) The Changing Role of the Information Systems Executive: A. Critical Success ...
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politische kultur im freistaat thüringen - Thueringen.de 

Abb. 1: Entwicklung der allgemeinen wirtschaftlichen Lage in Thüringen und der individuellen finanziellen ...... wicklung des ländlichen Raums). Förderperiode.
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ThÃ¼ringen-Monitor 2013 - Freistaat ThÃ¼ringen 

gung tatsÃ¤chlich die Notwendigkeit und Gelegenheit der biographischen Neuorientierung ...... sache, ihr Job sei sicher. Abb. 42: Wichtigster Aspekt der Arbeit ...
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Formatvorlage Univerlag GÃ¶ttingen - Semantic Scholar 

und -plattformen einzugehen, welche die Trennung von FO und BO .... sind entsprechend auszurichen auf bestmÃ¶gliche UnterstÃ¼tzung der BO-Mitarbeiter.
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Formatvorlage Univerlag GÃ¶ttingen - Semantic Scholar 

Typically conflicting forces that describe a trade-off in architectural standardi- zation are technological appropriateness vs. technological homogeneity, ...
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4. ThÃ¼ringer Sportbericht - Freistaat ThÃ¼ringen 

pÃ¤dagogisch- soziale Betreuung/Laufbahnberatung,. - trainingswissenschaftliche Betreuung,. - sportmedizinische und physiotherapeutische Betreuung,.
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ThÃ¼ringen-Monitor 2015 - Freistaat ThÃ¼ringen 

... ihnen ein hohes MaÃŸ an FlexibilitÃ¤t, Neuorientierung und AnpassungsfÃ¤higkeit ...... Vorschub, bei dem nicht die Hilfe fÃ¼r Menschen in Not im Vordergrund fÃ¼r die ...... beruflicher und privater Kontakte mit Westdeutschen zurÃ¼ckzufÃ¼hren sein
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